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Einleitung 

In Deutschland besteht ein breiter gesellschaftlicher und politischer Konsens darüber, dass die 
Sicherung und Stärkung des Wirtschaftsstandortes Deutschland existenziell von der Überwindung des 
gegenwärtigen Fachkräftemangels und damit von einer zuverlässigen und nachhaltigen Deckung der 
Fachkräftebedarfe in Unternehmen und Betrieben abhängig ist. Deshalb fordert der Internationale 
Bund schon seit langem in Übereinstimmung mit Arbeitgebern und Gewerkschaften, Forschung und 
Wohlfahrtsverbänden, den deutschen Arbeitsmarkt auch für Beschäftigte aus Staaten, die nicht der 
Europäischen Union angehören (Drittstaaten), stärker zu öffnen. Vor allem darf sich diese 
Zugangsmöglichkeit nicht auf Beschäftigte mit akademischer Ausbildung beschränken, wie es 
weitgehend noch durch das alte Aufenthaltsgesetz (AufenthG) geschieht. Vielmehr ist erforderlich, 
Beschäftigten, die über eine qualifizierte Berufsausbildung oder über langjährige Berufserfahrungen 
verfügen, gleichfalls eine Zugangsmöglichkeit auf den deutschen Arbeitsmarkt einzuräumen. Insofern 
begrüßt der Internationale Bund die Vorlage und auch die Grundausrichtung des vom 
Bundesministerium des Inneren, für Bau und Heimat (BMI) am 19. November vorgelegten 
Referentenentwurfes zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz (FEG). 

Ausdrückliches Ziel des Gesetzes ist es, den Bedarf der Unternehmen und Betriebe an Fachkräften zu 
decken, die Basis an Fachkräften nachhaltig zu erweitern und auf diese Weise sowohl den Wohlstand 
als auch die Zukunft des Wirtschaftsstandortes Deutschland zu sichern. Damit verbunden ist letztlich 
auch, die Stabilität der sozialen Sicherungssysteme in Deutschland zu gewährleisten und den 
sozialen Zusammenhalt in Deutschland nachhaltig zu fördern. Diese Zielsetzung unterstützt der 
Internationale Bund ausdrücklich, tritt aber auch dafür ein, jeden Entwurf zum FEG konsequent als 
Gelingensbedingungen an der Verwirklichung dieser Ziele zu messen. 

Der Internationale Bund verfügt über jahrzehntelange Expertise im Bereich der Maßnahmen der 
Arbeitsmarktförderung und sieht es nach seiner Satzung und dem Leitbild als zentrale Aufgabe an, 
„Menschen zu helfen, sich in Freiheit zu entfalten, ihr Leben selbst zu gestalten, sich in die 
Gesellschaft einzugliedern, persönliche Verantwortung zu übernehmen und die gesellschaftliche 
Entwicklung tätig mit zu gestalten." Daher erscheint es dem Internationalen Bund als 
selbstverständlich und unverzichtbar, die Fachkräfte aus Drittstaaten im Rahmen der Diskussion über 
das Fachkräfteeinwanderungsgesetz nicht nur als Objekt gesetzgeberischer Maßnahmen zu sehen, 
als Mittel zur Stärkung des Wirtschaftsstandortes und der sozialen Sicherungssysteme, sondern vor 
allem auch als Träger eigener Würde und eigener Rechte. 
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Letztlich kann der Erfolg des FEG aus unserer Sicht nur gewährleistet werden, wenn seine 
Regelungen so ausgestaltet sind, dass sie sich zum beidseitigen Vorteil auswirken. Dieses setzt für 
die Fachkräfte aus Drittstaaten Verlässlichkeit der rechtlichen und sozialen Rahmenbedingungen, 
soziale Anerkennung, die Chance auf nachhaltige Integration auf dem Arbeits- oder 
Ausbildungsmarkt, aber auch die Chance auf soziale Teilhabe in Deutschland voraus. Auch hierin 
bestehen nach Auffassung des Internationalen Bundes Gelingensbedingungen jedes Entwurfes zum 
FEG. 

Das FEG ist ein Artikelgesetz, in dem Änderungen in fast 40 Gesetzen vorgesehen sind, insbesondere 
aber zum Aufenthaltsgesetz (AufenthG). Die nachfolgende Stellungnahme beschränkt sich 
weitestgehend auf den Artikel 1 des Referentenentwurfes zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz 

(Stand: 19. November 2018), der die einschlägigen Änderungen zum Aufenthaltsgesetz enthält (RE­
AufenthG). 

Das FEG sieht nach dem Referentenentwurf im Wesentlichen folgende Instrumente vor, um die Ziele 
der Gesetzes zu erfüllen: 

• Die Gewährung von Aufenthalt zur Erwerbstätigkeit(§§ 18 bis 19 f RE-AufenthG) 
• Die Gewährung von Aufenthalt zur Arbeitsplatzsuche für Fachkräfte(§ 20 RE-AufenthG) 
• Die Gewährung von Aufenthalt zum Zweck der Ausbildung und des Studiums(§§ 16 bis 16 f 

RE-AufenthG) 
• Die Gewährung von Aufenthalt zur Suche eines Studien- oder Ausbildungsplatzes (§ 17 RE­

AufenthG) 
• Die Beschäftigungs- und die Ausbildungsduldung (§ 60b und 60c RE-AufenthG). 

Der Internationale Bund begrüßt das FEG als dringend erforderlichen Schritt zur Sicherung des 
Wirtschaftsstandortes, zur Stabilisierung der sozialen Systeme Deutschlands und zur Stärkung des 
sozialen .Zusammenhalts in Deutschland. Der volkswirtschaftliche Schaden, der nach den 
Berechnungen von Forschungsinstituten bereits jetzt entstanden ist und entsteht, weil in Deutschland 
dringend benötigte Fachkräfte fehlen, also Arbeitsplätze für Fachkräfte in Unternehmen und Betrieben 
nicht besetzt werden können, wird allgemein zu Recht als nicht mehr hinnehmbar angesehen. Aber 
der Art und Weise, in der der vorliegende Referentenentwurf zum FEG die Probleme bewältigen will, 
kann der Internationale Bund nicht uneingeschränkt zustimmen. Hierauf wird im Folgenden 
eingegangen. 

1. Aufenthalt zur Erwerbstätigkeit(§§ 18 bis 19 f RE-AufenthG) 

Schon nach bisheriger Rechtslage wurde Drittstaatenangehörigen mit akademischer Ausbildung die 
Einreise und der Aufenthalt in Deutschland gewährt, um eine hochqualifizierte Beschäftigung ausüben 
zu können (,,Blaue Karte EU"-Regelung). Gleiches gilt für Drittstaatenangehörige mit einer 
qualifizierten Berufsausbildung in einer sehr begrenzten Zahl von Berufsgruppen. Allerdings setzt das 
Gesetz für beide Fälle voraus, dass für den angestrebten Arbeitsplatz weder deutsche 
Arbeitnehmer*innen noch EU-Bürger*innen mit Anspruch auf vorrangigen Zugang zum Arbeitsmarkt 
zur Verfügung stehen (,,Vorrangprüfung"). 
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Der Kern der Neufassung des Aufenthaltsgesetzes durch das FEG ist zweierlei. Erstens wird der Kreis 
der zu Einreise und zum Aufenthalt berechtigten Drittstaatenangehörigen deutlich erweitert. Die 
Beschränkung auf gewisse Berufsgruppen entfällt zumindest im Regelfall. Berechtigte sollen zudem 
"Fachkräfte" im Sinne des neuen Gesetzes sein, die entweder 
(a.) über einen inländischen, einen anerkannten ausländischen bzw. einen dem deutschen 
gleichwertigen Hochschulabschluss verfügen müssen (.Fachkraft mit akademischer Ausbildung") oder 
(b.) über eine inländische qualifizierte Berufsausbildung bzw. eine gleichwertige ausländische 
Berufsqualifikation (.Fachkraft mit Berufsausbildung"). Zweitens entfällt die Vorrangprüfung zumindest 
für den Regelfall. 
Beide Grundentscheidungen kann der Internationale Bund uneingeschränkt unterstützen. 

Die erste Kritik des Internationalen Bundes ist, dass der Begriff der „Fachkraft mit Berufsausbildung" 
und damit der Kreis der Aufenthaltsberechtigten zu eng gefasst wird. Denn das Gesetz stellt zu stark 
auf die Berufsausbildung und auf eine entsprechende Gleichwertigkeit ausländischer 
Berufsqualifikationen ab, während langjährige Berufserfahrung im Ausland, also informell und non­
formal erworbene Kenntnisse überhaupt nicht oder zumindest nicht hinreichend berücksichtigt werden. 
Unseres Erachtens liegt hierin sogar ein Rücktritt gegenüber der bisherigen Rechtslage. 
Denn die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz erstreckt den Kreis der 
,,Fachkräfte" auch auf ausländische Beschäftigte, die über sechsjährige Berufserfahrung verfügen. 
Und der Gesetzesentwurf der SPD-Bundestagsfraktion zum Einwanderungsgesetz aus dem Jahr 
2017 sah vor, dass für die Zuordnung zur „Fachkraft" ausreicht, wenn Personen eine Erwerbstätigkeit 
ausüben, die Qualifikationen auf dem Niveau 3 oder einem höheren Niveau des Europäischen 
Qualifikationsrahmens erfordert. Um den Erfolg des FEG zu gewährleisten, müsste eine 
entsprechende Erweiterung des Kreises der Fachkräfte vorgenommen werden. 

Der zweite Einwand des Internationalen Bundes an dem Referentenentwurf zum FEG betrifft die 
gewählte Regelungstechnik, die für die Zielgruppen, die inländischen Arbeitgeber und die Fachkräfte 
aus Drittstaaten, zu kompliziert und nicht ohne Weiteres zu durchschauen ist. Höchstwahrscheinlich 
werden viele Interessenten deshalb sogar von einer Inanspruchnahme Abstand nehmen oder sogar 
abgeschreckt, so dass das Gesetz die gesteckten Ziele deutlich verfehlen wird. 

Hierbei gilt es zwei Punkte hervorzuheben: 

1. Sind die verschiedenen Voraussetzungen für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zum Zweck 
der Ausübung einer Erwerbstätigkeit an unterschiedlichsten Stellen festgelegt. Die allgemeinen 
Erteilungsvoraussetzungen finden sich in § 5 RE-AufenthG, d.s. insbesondere die Voraussetzung 
der Sicherheit des eigenen Lebensunterhalts durch die Fachkräfte und die der geklärten Identität. 
Die besonderen Erteilungsvoraussetzungen sind vor allem in den §§ 18, 18a und 18b RE­
AufenthG enthalten, darunter das Vorliegen eines konkreten Arbeitsplatzangebots und die 
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit. Zusätzlich gibt es in den einzelnen Vorschriften auch 
noch unmittelbare oder mittelbare Verweise auf andere Vorschriften (z.B. auf die 
Voraussetzungen für die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit in §§ 39, 40 RE-AufenthG 
sowie auf das Recht zur Anerkennung und Feststellung der Gleichwertigkeit der ausländischen 
Berufsqualifikation). 
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2. Schafft das FEG für die inländischen Arbeitgeber und für die interessierten ausländischen 
Fachkräfte ein hohes Maß an Rechtsunsicherheit. Genaugenommen verschafft der 
Referentenentwurf zum FEG den Fachkräften aus Drittstaaten überhaupt keinen 
„Rechtsanspruch" auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis. Vielmehr setzt die Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer qualifizierten Beschäftigung regelmäßig die vorherige 
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit nach § 39 RE-AufenthG voraus. § 39 RE-AufenthG 
enthält aber nur eine „Kann-Vorschrift", sagt also nur, unter welchen Bedingungen die 
Bundesagentur für Arbeit die Zustimmung erteilen "kann", aber nicht, wann sie es tun „muss". 
Auch wird in § 18 Absatz 1 RE-AufenthG in wortgleicher Übernahme aus dem alten 
Aufenthaltsgesetz festgestellt, dass „die Zulassung ausländischer Beschäftigter" sich „an den 
Erfordernissen des Wirtschaftsstandortes Deutschland unter Berücksichtigung der Verhältnisse 
auf dem Arbeitsmarkt" orientieren muss. Entsprechend wird dann im Referentenentwurf, quasi 
über die „Hintertür", sogar die Beibehaltung der Vorrangprüfung oder die nachträgliche 
Wiedereinführung mittels einer „Beschäftigungsverordnung" ermöglicht, über deren Wortlaut 
bisher nichts bekannt ist und die letztlich wesentliche Weichenstellungen des FEG wieder 
rückgängig gemacht werden darf. Insgesamt wäre aus Sicht des Internationalen Bundes in dem 
FEG ein „echter" Rechtsanspruch unter klaren und verlässlichen Voraussetzungen zu 
bevorzugen. Nur verstehbare, überschaubare und verlässliche Rahmenbedingungen für alle 
Akteure garantieren den Erfolg des Gesetzes. 

Letztlich soll die Aufenthaltserlaubnis auf vier Jahre befristet werden und zwar unabhängig davon, ob 
das zugrundeliegende Arbeitsangebot des Arbeitsgebers oder der zugrundeliegende Arbeitsvertrag 
für einen Zeitraum von mehr als vier Jahren gilt. Interessant ist auch, dass der diesbezügliche § 18 
Absatz 5 RE-AufenthG weder im Wortlaut noch in der amtlichen Gesetzesbegründung eine 
Verlängerungs- oder Erneuerungsmöglichkeit vorsieht oder impliziert. Dagegen spricht der alte§ 19a 
des bisherigen Aufenthaltsgesetzes ausdrücklich von „erstmaliger Erteilung". Wenn daher im 
Referentenentwurf vom bisherigen Wortlaut abgewichen wird, so dürfte das einen Grund haben. Die 
gesetzliche Beschränkung auf vier Jahre ist insgesamt als nicht zielführE!nd abzulehnen. Denn es hat 
nachteilige Rückwirkungen sowohl auf die Dispositionen der ausländischen Fachkräfte als auch auf 
diejenigen der Arbeitgeber. So einschneidende Entscheidungen wird keiner, insbesondere keine 
Fachkraft treffen, wenn ein so enger Zeithorizont gesetzt wird. 

2. Aufenthalt zur Arbeitsplatzsuche für Fachkräfte(§ 20 RE-AufenthG) 

Fachkräfte mit akademischer Ausbildung können bereits nach alter Rechtslage für einen Zeitraum von 
bis zu sechs Monaten nach Deutschland einreisen und sich hier aufhalten, um nach einem der 
akademischen Qualifikation angemessenen Arbeitsplatz zu suchen. Voraussetzung ist, dass sie in der 
Lage sein müssen, ihren eigenen Lebensunterhalt sicherzustellen. Eine Verlängerung ist nach alter 
Rechtslage ausgeschlossen. Für besondere Fälle, insbesondere nach erfolgreichem Abschluss eines 
Studiums, einer Forschungstätigkeit oder einer qualifizierten Berufsausbildung wird die Frist allerdings 
verlängert. Diese Regelung wird nunmehr durch das FEG auch auf Fachkräfte mit Berufsausbildung 
übertragen, soweit sie über der angestrebten Tätigkeit entsprechende Deutschkenntnisse verfügen. 
Allerdings gibt es weitere Einschränkungen, die in dem bisherigen Aufenthaltsgesetz noch unbekannt 
waren. 
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Zunächst ist hier kritisch entsprechend Abschnitt 1 der Stellungnahme auf den zu engen 
Fachkräftebegriff zu verweisen. 

Zudem wird das Bundesministerium für Arbeit und Soziales ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
bestimmte Berufsgruppen aus der erlaubten Arbeitsplatzsuche auszuschließen. Dieser Ausschluss 
widerspricht der Grundentscheidung des Gesetzes, die bisherige Beschränkung auf Berufsgruppe 
gerade aufzuheben. 

Letztlich werden ausländische Fachkräfte, die sich bereits im Bundesgebiet aufhalten, von der 
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis ausgeschlossen. Dahinter steht die Grundentscheidung des FEG, 
einen .Spurwechsel" von einem Verfahren nach dem Asyl- und Flüchtlingsrecht in ein Verfahren nach 
dem FEG nicht zuzulassen. Diese Ablehnung eines „Spurwechsel" wird unter Abschnitt 5 der 
Stellungnahme kritisch erörtert. 

3. Aufenthalt zum Zweck der Ausbildung(§§ 16 bis 16 f RE-AufenthG) 

Für den Aufenthalt zum Zweck des Studiums sieht das FEG keine wesentlichen Veränderungen 
gegenüber der bisherigen Rechtslage vor. 

Auch zum Aufenthalt zum Zweck der betrieblichen Aus- und Weiterbildung findet man im FEG eher 
nur Klarstellungen. So wird der Anwendungsbereich etwas mehr für überwiegend fachtheoretisch 
durchgeführte Berufsausbildungen geöffnet sowie für den Besuch eines berufsbezogenen 
Deutschkurses. 

Insofern besteht kein weiterer Bedarf zur Stellungnahme. 

4. Aufenthalt zur Suche eines Studien- oder Ausbildungsplatzes(§ 17 RE-AufenthG) 

Die Neuregelung des FEG über den Aufenthalt zum Zweck der Studienplatzsuche für einen Zeitraum 
von neun Monaten beschränkt sich auf die Festsetzung neuer Voraussetzungen, die einerseits dem 
Erfolg der Studienbewerbung dienen (d.s. schulische und sprachliche Voraussetzung zur Aufnahme 
eines Studiums in Deutschland) und die andererseits eine Anpassung an das Recht auf Aufenthalt 
zum Zweck der Arbeitssuche bezwecken (d.i. die Sicherung des eigenen Lebensunterhalts). 

Neu im FEG ist die sinngemäße Übertragung auf Personen, die sich in Deutschland zur Suche eines 
Ausbildungsplatzes aufhalten wollen. Voraussetzungen für eine entsprechende Aufenthaltserlaubnis 
sollen danach eine Lebensalter bis zu 25. Jahren, ein deutscher oder ein gleichwertiger 
Schulabschluss, gute deutsche Sprachkenntnisse und die selbstständige Sicherung des eigenen 
Lebensunterhalts sein. Im Gesetz nicht weiter erläutert ist die Definition, nach welchen Kriterien „gute 
Deutschkenntnisse" vorliegen. 

Insgesamt sieht der Internationale Bund die Vorschrift als sachgerecht an. 
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• In§ 60c RE-AufenthG müssen die Worte „in der Regel" gestrichen werden. Bei Erfüllung der 
zahlreichen gesetzlichen Voraussetzungen gibt es keinen überzeugenden Grund dafür, den 
Betroffenen durch Einbeziehung weiterer, im Gesetz nicht ausdrücklich vorgesehener 
Voraussetzungen die Duldung zu versagen. Die Berechenbarkeit der Duldungsentscheidung 
und die Rechtssicherheit für die betroffenen Menschen müssen Vorrang haben. 

• Warum abgelehnte Asylbewerber*innen erst zwölf Monate nach Ablehnung ihres 
Asylantrages, also nach zwölfmonatigem Besitz der Duldung, in den Genuss einer 
Beschäftigungsduldung kommen können, kann nur so verstanden werden, dass man 
vorrangig auf eine Abschiebung vertraut. Auch dieses ist mir der Absicht des Gesetzes nicht 
vereinbar. 

• Die Hürden, um eine Beschäftigungsduldung zu erlangen, sind insgesamt zu hoch. Der 
Bestand an Voraussetzung ist kritisch auf die Zielsetzung des Gesetzes und unter 
humanitären Gründen zu überprüfen. 

Zweitens sieht das FEG die „Ausbildungsduldung" vor (§ 60b RE-AufenthG). Sie schützt eine Person, 
die ursprünglich als Asylbewerber*in eine qualifizierte Berufsausbildung oder eine Assistenz-/ 
Helferausbildung, soweit sie für eine qualifizierte Berufsausbildung anschlussfähig ist, aufgenommen 
hat und die diese Ausbildung nach Ablehnung des Asylantrages fortsetzen will. Entsprechendes gilt 
für Personen, die die Ausbildung zu einem Zeitpunkt aufgenommen haben, zu dem sie noch im Besitz 
einer Duldung aus anderem Grund nach § 60a RE-AufenthG war. Die Vorschrift enthält eine lange 
Liste von Ausschlussgründen, auf die im Einzelnen hier nicht eingegangen werden kann. 
In Bezug auf einen Änderungsbedarf kann zunächst auf die Ausführungen zur Beschäftigungsduldung 
verwiesen werden. 

Darüber hinaus vertritt der Internationale Bund folgende Auffassungen: 

• Eine Aufenthaltserlaubnis wäre der Duldung vorzuziehen. 
• Die Vorschrift ist schon gesetzestechnisch misslungen und für die Anwendung kaum geeignet, 

da die Anzahl der Voraussetzungen und Versagungsgründe viel zu unüberschaubar ist. Die 
Betroffenen sind mit dem Verständnis völlig überfordert, so dass letztlich das Instrument 
leerlaufen wird. 

• Die Ungleichbehandlung von qualifizierter Berufsausbildung und Assistenz- oder 
Helferausbildung ist aus humanitären Gründen nicht akzeptabel. Selbst eine Assistenz- und 
Helferausbildung kann für Geduldete äußerst nützlich sein, selbst wenn sie später wieder in 
ihr Heimatland ausreisen müssen. 

• Die Versagung der Duldung wegen nicht geklärter Identität ist sogar eine Verschärfung 
gegenüber der bisherigen Rechtslage. Hier geht es letztlich nur um eine nachträgliche 
Sanktionierung. 

Als Ergebnis kann aus Sicht des IB festgehalten werden: Das FEG ist technisch zu kompliziert und 
undurchschaubar sowie fachlich zu „halbherzig" ausgestaltet, als dass das Gesetz die selbst 
gesteckten Ziele, insbesondere die nachhaltige Reduzierung des Fachkräftemangels, tatsächlich 
erreichen und so Erfolge zeigen könnte. 
Der Internationale Bund ist gerne bereit sich im weiteren Verfahren mit der vorhandenen Expertise 
einzubringen, um für die Bundesrepublik Deutschland eine nutzenbringende Ausgestaltung in der 
Thematik Fachkräfteakquise aus dem Ausland zu generieren. 

Mit freundlichen Grüßen 

Karola Becker 
Mitglied des Vorstandes 
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